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ARBEITGEBER AKTUELL Der Informationsdienst „Arbeitgeber aktuell“ stellt in komprimierter Form die wichtigsten Arbeitsschwerpunkte und Aktivitäten der BDA dar. Hinweise auf weiterführende Texte und Stellungnahmen finden Sie am Ende der jeweiligen Kurzdarstellung. In der Rubrik „Kurz notiert“ erhalten Sie zusätzliche Meldungen zu aktuellen Themen, Initiativen, Terminen und Publikationen.
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Werkvertrag Diversität Datenschutz Betriebsvereinbarungen Frauenquot Rückkehranspruch auf Vollzeitarbeit Bürokratieabbau Rückkehranspruch auf Vollzeitarbeit Bürokra Teilzeit Betriebsvereinbarungen Diversität Datenschutz Vetorecht für Betriebsrat Te Vetorecht für Betriebsrat Frauenquote Betriebsvereinbarungen Bürokratieabbau Frauen Betriebsvereinbarungen Diversität Rückkehranspruch auf Vollzeitarbeit Werkvertrag Betriebs



Menschen mit Behinderung Beschäftigung Älterer Fachkräftegewinnung Flexible Bes EFS-Sozialpartnerprogramm Vereinbarkeit von Familie und Beruf Flexible Beschäftigung Beschäftig Fachkräftegewinnung Inklusion INQA Fachkräftegewinnung EFS-Sozialpartnerprogr INQA Vereinbarkeit von Familie und Beruf EFS-Sozialpartnerprogramm Inklusion Vereinbarkeit vo Flexible Beschäftigung Beschäftigung Älterer Menschen mit Behinderung Flexible Beschäftigu



EU-Pensionsfondsrichtlinie Betriebliche Altersvorsorge Krank



Krankenkassenaufsicht Anti-Stress-Verordnung



Arbeitsstättenverordnung Krankenhaussektorreform Präventions Betriebliche Altersvorsorge Psychische Gesundheit Krankenhaussek Anti-Stress-Verordnung Präventionsgesetz Krankenkassenaufsicht Präventionsgesetz Anti-Stress-Verordnu Arbeitsstättenverordnung BUK-NOG Betriebliche Altersvorsorge EU-Pensionsfond Präventionsgesetz



Branchenzuschlagstarifvertrag Zeitarbeit Tarifabschlüsse Arbeitszeitentwicklung Tarifa Zeitarbeit Arbeitszeitentwicklung Zeitarbeit Branchenzuschlagstarifvertrag Mindestlohn Zeita Zeitarbeit Tarifabschlüsse Arbeitszeitentwicklung Zeitarbeit Branchenzuschlagstarifv Branchenzuschlagstarifvertrag Zeitarbeit Mindestlohn Branchenzuschlagstarifvertrag Zeitarb Mindestlohn Zeitarbeit Arbeitszeitentwicklung Tarifabschlüsse Arbeitszeitentwic



MINT-Arbeitskräftelücke SCHULEWIRTSCHAFT Berufsorie Berufsorientierung Starke Schule Berufliche Bildung Starke Schule SCHUL SCHULEWIRTSCHAFT Bildungsgerechtigkeit SCHULEWIRTSCHAFT Ausbildungsreife MINT-Arb Ausbildungsreife SCHULEWIRTSCHAFT Berufsorientierung SCHULEWIRTSCHAFT Bildungs Berufliche Bildung Bildungsgerechtigkeit SCHULEWIRTSCHAFT Berufliche Bildun Berichtspflicht CSR Ausbildungsallianz Wettbewerbsfähigkeit Berichtspflicht Jugendbes Entsenderichtlinie Duale Ausbildung Entsenderichtlinie CSR Ausbildungsallianz Entsenderichtlin ILO Reformen Berichtspflicht Wettbewerbsfähigkeit CSR Duale Ausbildungsallianz Wettbewerbsfähigkeit Jugendbeschäftigung ILO Ausbildungsallianz En Jugendbeschäftigung Duale Ausbildung Entsenderichtlinie Reformen Wettbewerb Vermögensteuer Tarifverdienstindex EU-2020-Strategie Nationales Reformpro Bildungsgerechtigkeit
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Nationales Reformprogramm



Vermögensteu



ARBEITSRECHT Werkvertrag In einer Entschließung des Bundesrats vom April 2013 mit umfangreichen Änderungsvorschlägen zum Arbeitsrecht werden „gesetzliche Regelungen zur Verhinderung der Umgehung von Arbeitnehmerschutzrechten durch ‚Scheinwerkverträge‘“ gefordert. Die Entschließung greift einen Antrag der SPD-Bundestagsfraktion vom Februar 2013 auf, in dem Vetorechte des Betriebsrats bei Umstrukturierungen und der Vergabe von Aufträgen gefordert werden. Dieser Entwurf enthält darüber hinaus eine Regelung mit sieben sog. Vermutungstatbeständen, die nach Auffassung der SPD dafür sprechen, dass die als Werkvertrag bezeichnete Vereinbarung in Wirklichkeit Arbeitnehmerüberlassung darstellt. Liegen drei der sieben Merkmale vor, soll nach Vorstellungen der SPD von einem sog. Scheinwerkvertrag auszugehen sein. Auch die Bundesarbeitsministerin hat angekündigt, vergleichbare gesetzliche Neuregelungen zu prüfen. Diese Erwägungen greifen tief in die vom Grundgesetz geschützte Unternehmerfreiheit ein, indem typische und unverzichtbare Umstrukturierungs- und Vergabeentscheidungen unverhältnismäßig eingeschränkt werden. So soll die Vermutungswirkung bereits dann ausgelöst werden, wenn das äußere Erscheinungsbild der Tätigkeit der Werkvertragsarbeitnehmer vergleichbaren Tätigkeiten im Einsatzbetrieb entspricht oder zu einem früheren Zeitpunkt entsprochen hat, Material oder Werkzeuge des Einsatzbetriebs verwendet werden und der Arbeitgeber im Vertrag mit seinem Arbeitnehmer dessen Tätigkeit genauer beschreibt. Liegt nach dieser Definition im Falle eines Werkvertrags eine Arbeitnehmerüberlassung vor, soll ein Arbeitsverhältnis zum Auftraggeber (!) zustande kommen. Durch die Vergabe z. B. von IT-Dienstleistungen an ein spezialisiertes Unternehmen per Werkvertrag würde der Auftraggeber überraschend Arbeitsverhältnisse zu den Mitarbeitern des IT-Dienstleisters begründen. In einem sol-
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chen Fall entsprechen die übertragenen Aufgaben den Arbeiten, die bisher von der IT-Abteilung des Betriebs selbst wahrgenommen wurden; die technischen Anlagen, an denen gearbeitet wird, bleiben identisch und selbstverständlich werden das geforderte Produkt und die geforderte Arbeitsleistung aufgrund der Komplexität des Auftrags exakt beschrieben. Ein solcher ganz typischer Werkvertrag würde nach dem Gesetzentwurf die Vermutung auslösen, obwohl er auf einer vertraglichen Geschäftsbesorgung zwischen zwei selbstständigen Unternehmen beruht. Der Antrag der SPD wurde im Juni im Ausschuss für Arbeit und Soziales im Deutschen Bundestag in nichtöffentlicher Sitzung beraten und zurückgewiesen. Die BDA hat diese Beratungen zum Anlass für eine Stellungnahme genommen und sich klar gegen jede gesetzliche Neuregelung ausgesprochen. Durch Werkverträge können die Vorteile von Spezialisierung und Aufgabenteilung für die Produktion von Gütern und Dienstleistungen sinnvoll genutzt werden. Werkverträge sind damit ein bewährter und unverzichtbarer Bestandteil in der Wirtschaft, über den ein erheblicher Teil der Wertschöpfung erfolgt. Dies gilt auch für produktionsintegrierte Werkverträge, die in die Wertschöpfungskette eingebunden sind. Gerade bei einer solchen produktionsintegrierten Vergabe von Werkverträgen können die Voraussetzungen der Vermutungstatbestände schnell erfüllt sein. Damit wäre ein Großteil der bisher produktionsintegrierten Erbringung von Werkvertragsleistungen ausgeschlossen. Gesetzliche Regelungen, die die Vergabe von Werkverträgen praktisch ausschließen, sind daher verfassungsrechtlich nicht zu rechtfertigen. Auch die vorgesehene Ausweitung der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats ist mit den Grundsätzen der in ihrem Kernbereich freien Unternehmensentscheidung nicht zu vereinba ren. So soll der Betriebsrat nach den Vorstellungen des SPD-Antrags künftig mitbestimmen können bei der Besetzung jedes Arbeitsplatzes, der der „unternehmerischen Konzeption“ des Arbeitgebers (gemeint ist tatsächlich der Auftraggeber) unterliegt. Der Begriff „unternehmerische Kon-



zeption“ ist völlig unbestimmt. Jede produktionsintegrierte Tätigkeit unterliegt einer unternehmerischen Konzeption, da sie auf die Fertigstellung eines Endprodukts des Unternehmens abzielt. Der Betriebsrat würde also faktisch ein Vetorecht über die Fremdvergabe von Aufträgen erhalten, ohne gleichzeitig in die unternehmerische Verantwortung zu geraten. Eine solche Stellung als Co-Unternehmer ohne entsprechende Haftung und Verantwortung ist mit der verfassungsrechtlich garantierten Unternehmerfreiheit nicht zu vereinbaren. Das Ziel des Einsatzes von Werkverträgen ist es nicht, tarifliche oder arbeitsvertragliche Standards zu unterlaufen. „Scheinwerkverträge“ sind zu missbilligen, sie können nach geltendem Recht geahndet werden. Für die fehlerhafte Klassifizierung haftet der Arbeitgeber. Auch das geltende Mitbestimmungsrecht umfasst Informationsrechte des Betriebsrats über den Abschluss von Werkverträgen. Wenn ein „Scheinwerkvertrag“ vorliegt, hat der Betriebsrat die Möglichkeit, dem Einsatz von Arbeitnehmern zu widersprechen. Es gibt daher keinerlei Gründe für neue gesetzliche Regelungen, die bestehenden müssen lediglich konsequent angewendet werden. Eine gesetzliche Neuregelung im Sinne des Antrags der SPD-Bundestagsfraktion wäre mit der vom Grundgesetz geschützten Unternehmerfreiheit nicht zu vereinbaren.



Geschlechterquote für Führungspositionen Der Deutsche Bundestag hat den Antrag des Bundesrats auf stufenweise Einführung einer 40 % Frauenquote in Aufsichtsräten von börsennotierten Unternehmen am 18. April 2013 abgelehnt. Gleichzeitig hat die CDU in ihr Wahlprogramm die Ankündigung aufgenommen, ab 2020 eine 30 % Quote einzuführen. Die BDA lehnt gesetzliche Quoten zur Besetzung von Führungspositionen ab. Die Wirtschaft unternimmt bereits vielfältige Anstrengungen, um den Frauenanteil zu erhöhen. Bundesfamilienministerin Dr. Schröder hat anlässlich des ersten Bundesforums der regionalen Bündnisse für Chancengleichheit mitgeteilt, dass weitere 100  Unternehmen aus verschiedenen Branchen und Regionen sich verbindliche Ziele für die Besetzung von Führungspositionen mit Frauen gegeben haben. Bereits im Oktober 2011 hatten die 30 DAX-Unternehmen eine freiwillige Selbstverpflichtung für mehr Frauen in Führungspositionen vorgestellt. Im April 2013 haben die beteiligten Unternehmen auf der Internetseite der BDA den inzwischen zweiten Statusbericht veröffentlicht, der unterstreicht, dass diese Tendenz trotz unterschiedlicher Branchenvoraussetzungen weiter steigend ist. In den vergangenen beiden Jahren haben die Aufsichtsratswahlen in deutschen Unternehmen zu einer erheblichen Steigerung des Frauenanteils in Aufsichtsräten geführt. So wurden bei den Nachwahlen zu den Aufsichtsräten in den DAX-30-Unternehmen in den vergangenen beiden Jahren jeweils 40 % der frei werdenden Posten mit Frauen besetzt. Diese Entwicklung wird andauern. Der Frauenanteil in den Aufsichtsräten beträgt heute mehr als 20 %. Die deutsche Wirtschaft bekennt sich zur Diversität auch in den Leitungsgremien von Gesellschaften. Sie unterstützt die Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex. Die BDA wendet sich daher gegen jegliche gesetzliche Regelung, die in die Rechte von Eigentümern und Unternehmen eingreift. Eine gesetzliche Frauenquote für Auf-
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sichtsräte wird den unterschiedlichen Rahmenbedingungen in den einzelnen Unternehmen und den branchenspezifischen Besonderheiten nicht gerecht. Zielführender sind freiwillige Initiativen, die diese Unterschiede berücksichtigen. Eine Quote behandelt lediglich die Symptome und nicht die Ursachen eines geringen Frauenanteils in Führungspositionen, insbesondere nicht die Hindernisse bei der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und beim beruflichen Aufstieg, wie das Fehlen von Kinderbetreuungsplätzen und Ganztagsschulangeboten. Neben qualifizierter Kinderbetreuung fehlt ein Markt für familienunterstützende Dienstleistungen. Dieser könnte wachsen, wenn erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten in vollem Umfang steuerlich absetzbar wären. Auch sollten alle Bundesländer dazu übergehen, privat-gewerbliche Kitaträger den öffentlichen und freien Trägern bei der Förderung gleichzustellen. Die BDA setzt sich zudem für weitere Flexibilisierungsmöglichkeiten bei der Arbeitszeit ein. Hierzu sollte z. B. von einer täglichen auf eine wöchentliche Höchstarbeitszeit umgestellt werden. Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > argumente > Frauen in Führungspositionen und > kompakt > Frauen in der Wirtschaft



KURZ NOTIERT Rückkehranspruch auf Vollzeit nach Teilzeit erschwert Personalplanung Aktuell läuft eine breite politische Debatte dazu, einen befristeten Teilzeitanspruch zu schaffen. Beschäftigte sollen einen einklagbaren Anspruch erhalten, nach Fristablauf automatisch zur früheren Arbeitszeit zurückzukehren. Ein solcher gesetzlich zwingend vorgeschriebener Anspruch auf Arbeitszeitverlängerung für Teilzeitbeschäftigte würde insbesondere kleine Betriebe vor Planungsprobleme stellen. Bereits heute haben Teilzeitbeschäftigte das Recht, am Ende der
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Elternzeit wieder in Vollzeitarbeit zu wechseln. Zudem müssen Teilzeitbeschäftigte bei der Besetzung eines Vollzeitarbeitsplatzes bevorzugt berücksichtigt werden. Auch existieren darüber hinaus bereits viele betriebliche, jeweils auf den Betrieb maßgeschneiderte Lösungen, die auf eine hohe Akzeptanz stoßen. Europäische Verordnung soll Datenschutz angemessen aktualisieren Die seit Monaten andauernde kontroverse Diskussion im Europäischen Parlament über die Ausgestaltung der Datenschutzgrundverordnung befindet sich in einer entscheidenden Phase. Zuletzt hatten die Mitglieder des federführenden Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres die Gelegenheit, ihre Änderungswünsche zum Verordnungsentwurf einzubringen. Die über 3.000 eingereichten Änderungsanträge verdeutlichen die Bedeutung des Dossiers. Die BDA setzt sich für eine weitgehende Harmonisierung des Datenschutzes auf europäischer Ebene ein und spricht sich dafür aus, dass auch in Zukunft die Datenverarbeitung auf der Grundlage von Betriebsvereinbarungen, Tarifverträgen und Einwilligungen möglich ist. Bundesregierung sollte sich ein neues anspruchsvolles Bürokratieabbauziel setzen Der Bericht der Bundesregierung zum Stand des Bürokratieabbaus vom 15. Mai 2013 zeigt, dass durch die Einrichtung des Nationalen Normenkontrollrats (NKR) beim Bürokratieabbau einiges erreicht wurde, es bleibt aber auch vieles zu tun. Der Bürokratieabbau muss bei den Unternehmen spürbarer werden. Damit dies gelingt, sollte sich die Bundesregierung auch beim Erfüllungsaufwand ein quantifizierbares Abbauziel setzen. Beim Abbau überflüssiger Informationspflichten hat dies den Bürokratieabbau wesentlich unterstützt. Arbeitszeitflexibilität „Offshore“ sicherstellen Am 1. August 2013 wird voraussichtlich – zeitgleich mit dem Seearbeitsgesetz – die OffshoreArbeitszeitverordnung in Kraft treten. Damit wird ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung ge-



macht, um in der Zukunftsindustrie „OffshoreEnergiegewinnung“ die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen sicherzustellen. So ist z. B. die Erhöhung der Arbeitszeit an bis zu 14 Tagen auf bis zu zwölf Stunden „Offshore“ möglich. Entsprechend der Verlängerung werden den Arbeitnehmern Ausgleichszeiten an Land gewährt. Wünschenswert wäre hier für die Zukunft eine weitere Anpassung an Standards in anderen europäischen Ländern, die z. T. eine Verlängerung der Arbeitszeit auf zwölf Stunden für bis zu 21 Tage zulassen.



BDA | Arbeitgeber aktuell | Arbeitsrecht



7



BESCHÄFTIGUNG Beschäftigung Älterer Beim zweiten Demografiegipfel der Bundesregierung am 14. Mai 2013 hat auch Bundeskanzlerin Dr. Merkel die großen Fortschritte bei der Beschäftigung Älterer unterstrichen. Nach kürzlich von Eurostat vorgelegten Zahlen ist die Erwerbstätigenquote der 55- bis unter 65-Jährigen in Deutschland zwischen 2000 und 2012 um mehr als die Hälfte gestiegen und liegt heute mit 61,5 % auf Rekordniveau. Bei den 60- bis unter 65-Jährigen hat sie sich seitdem sogar mehr als verdoppelt. Für die Unternehmen bleibt es angesichts der demografischen Entwicklung und wachsender Fachkräfteengpässe unverzichtbar, die Potenziale Älterer noch besser zu nutzen. Damit verbunden ist die Herausforderung, dass die Beschäftigten bis zum Eintritt in den Ruhestand fit und motiviert bleiben. Dies ist für die Sicherung der Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft entscheidend. Die BDA hat sich daher schon frühzeitig für einen Paradigmenwechsel bei der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer eingesetzt. Hieran knüpft sie weiterhin an: Nach wie vor bestehende gesetzliche Hemmnisse gegen die Beschäftigung Älterer müssen weiter abgebaut werden. Die BDA hat im April 2013 das aktualisierte Positionspapier „Erfolgreich mit älteren Arbeitnehmern“ neu veröffentlicht, um für eine konsequente Fortsetzung des erfolgreichen Kurses für mehr Beschäftigung älterer Arbeitnehmer zu werben. Zahlreiche Unternehmen setzen bereits erfolgreich auf das Wissen und den Erfahrungsschatz der älteren Arbeitnehmer. Um diese Beispiele guter Praxis auch für Politik und Öffentlichkeit sichtbar zu machen und um einen Überblick über personalpolitische Handlungsfelder und Lösungsansätze zu geben, hat die BDA die Broschüre „Demografiefeste Personalpolitik – ein Erfolgsfaktor“ veröffentlicht. Diese gibt einen Überblick über erfolgsrelevante Handlungsfelder sowie über die Vielzahl betrieblicher Lösungsansätze zum Thema. Weitere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Themen A–Z > Ältere Arbeitnehmer
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Initiativen für Menschen mit Behinderung Das Bundesarbeitsministerium bereitet derzeit in Zusammenarbeit mit den Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft eine „Initiative für Ausbildung und Beschäftigung von Menschen mit Behinderung“ vor. Diese zielt darauf ab, Menschen mit Behinderung mehr Ausbildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu erschließen. Nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels planen die Spitzenverbände BDA, DIHK, ZDH und BDI im Rahmen dieses Vorhabens eine gemeinsame Initiative „INKLUSION GELINGT!“ für Menschen mit Behinderung. Mit einer Website www.inklusion-gelingt.de soll eine Plattform geschaffen werden, in der Informationsmaterialien der Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände, aber auch geeignete Materialien anderer Akteure sowie Praxisbeispiele, Handlungsempfehlungen und Kontaktadressen wichtiger Dienstleister und Behörden zur Verfügung gestellt werden. Mit diesen Informationen sollen die Betriebe ermutigt und darin unterstützt werden, Menschen mit Behinderung auszubilden oder zu beschäftigen. Darüber hinaus wird sich die BDA in diesem Jahr am „Inklusionspreis 2013“ des Unternehmensforums e. V. beteiligen. Im Rahmen des Themenjahres „Selbstbestimmt dabei. Immer.“ der Antidiskriminierungsstelle des Bunds wird der „Inklusionspreis 2013“ einmalig gemeinsam von Unternehmensforum, BDA und Antidiskriminierungsstelle des Bunds unter der Schirmherrschaft des Behindertenbeauftragten der Bundesregierung vergeben. Unternehmen können sich bis zum 1. August 2013 bewerben. Weitere Informationen unter www.unternehmensforum.org/inklusionspreis



KURZ NOTIERT



Fachkräftegewinnung aus dem Ausland erleichtern



Fakten zum Arbeitsmarkt – neue Broschüre zur Versachlichung der Debatte



Die BDA hat ihre Broschüre zur Willkommenskultur in Unternehmen neu aufgelegt und eine englische Version erstellt, um für eine echte Willkommenskultur gegenüber Fachkräften aus dem Ausland zu werben. Zudem wurde die OnlinePlattform www.career-in-germany.net vorgestellt. Ziel ist vor allem, die vielfältigen Informationsangebote transparenter zu machen, zu bündeln und Praxisbeispiele zur Fachkräftegewinnung aus dem Ausland darzustellen. Die BDA hat zudem eine Liste bürokratischer Hemmnisse bei der Einstellung ausländischer Fachkräfte erstellt, die mit den zuständigen Ministerien und Behörden diskutiert wird. Weitere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Themen A–Z > Zuwanderung



Die BDA hat Ende Mai eine Broschüre veröffentlicht, die Halb- und Unwahrheiten zum Arbeitsmarkt bloßstellt, indem sie die Fakten zur Beschäftigungsentwicklung in Deutschland darstellt. Damit soll der Tendenz entgegengewirkt werden, die Erfolge am Arbeitsmarkt und die ihnen zugrunde liegenden Arbeitsmarktreformen in Frage zu stellen und flexible Beschäftigungsformen als „atypisch“ oder gar „prekär“ zu diffamieren. Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Publikationen > Broschüren > Beschäftigung Verbesserungen bei der Vergabe von Arbeitsmarktdienstleistungen voranbringen Der Bundestag hat fraktionsübergreifend den von der BDA unterstützten Entschließungsantrag „Mehr Berücksichtigung von Qualität bei der Vergabe von Dienstleistungen“ beschlossen. Um künftig bieterbezogene Qualitätskriterien bei der Zuschlagserteilung stärker gewichten zu können, bedarf es nun einer Änderung des Vergaberechts. Hierzu steht die BDA mit den zuständigen Bundesministerien in engem Kontakt. Ziel ist, Verbesserungen bei der Vergabe von Arbeitsmarktdienstleistungen zu erreichen, damit Anbieter mit guter Ergebnisperformance (z. B. bisherige Eingliederungserfolge) verstärkt zum Zuge kommen. Neue Broschüre zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf erschienen Die BDA hat eine Broschüre mit dem Titel „Vereinbarkeit von Familie und Beruf – Praxisbeispiele aus der Wirtschaft“ mit mehr als 50 Beispielen von Unternehmen und Verbänden verschiedener Branchen veröffentlicht. Ziel ist es, das vielfältige Engagement der Wirtschaft zu verdeutlichen und mit Beispielen guter Praxis Anregungen für erfolgreiche Modelle für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu geben. Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Themen A–Z > Familienpolitik/Chancengleichheit



ESF-Sozialpartnerprogramm – Fachkräfte weiterbilden und Chancengleichheit fördern Das Bundesarbeitsministerium hat auf Drängen von BDA und DGB entschieden, dass es ab 2014 ein neues aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) kofinanziertes Programm geben wird, mit dem erfolgreiche Ansätze der bisherigen Sozialpartnerprogramme „weiter bilden“ und „gleichstellen“ weiterentwickelt werden sollen. Unter Beteiligung von Experten aus den Mitgliedsverbänden wird eine neue Förderrichtlinie erarbeitet, die voraussichtlich im Sommer 2013 vorliegen soll. INQA-Audit verschoben Das Bundesarbeitsministerium entwickelt derzeit im Rahmen der Initiative Neue Qualität der Arbeit (INQA) das Audit „Zukunftsfähige Unternehmenskultur“. Die BDA setzt sich u. a. dafür ein, dass Freiwilligkeit gewährleistet wird und dass hier nicht Kriterien entwickelt werden, die künftig als verbindliche Mindeststandards gelten. Nicht zuletzt aufgrund der von der BDA geäußerten Kritik am Kriterienkatalog, der als Orientierungsrahmen dienen und die Auditoren bei der Einschätzung der Personalpolitik der Unternehmen unterstützen soll, wurde der Start des Audits bis auf Weiteres verschoben.
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SOZIALE SICHERUNG EU-Pensionsfondsrichtlinie Der EU-Kommissar Barnier hat am 23. Mai 2013 mitgeteilt, bei der geplanten Überarbeitung der EU-Pensionsfondsrichtlinie von Änderungen der Eigenmittelvorgaben vollständig abzusehen. Damit sind die Pläne der EU-Kommission, die Eigenmittelvorgaben nach den Grundsätzen von Solvency II anzupassen, zunächst vom Tisch, womit die Gefahr einer milliardenschweren zusätzlichen Belastung der Trägerunternehmen und ihrer Einrichtungen der betrieblichen Altersvorsorge vermieden wird. Die für Herbst geplante Vorlage einer überarbeiteten EU-Pensionsfondsrichtlinie wird sich mithin allein auf qualitative Vorgaben (z. B. Risikomanagement) beschränken. Die Ankündigung der EU-Kommission, von der Übertragung der Solvency-II-Eigenmittelvorgaben auf Einrichtungen der betrieblichen Altersvorsorge abzusehen, ist sehr zu begrüßen. Sie ist ein wichtiger Zwischenerfolg, auf den die BDA mit ihren Mitgliedsverbänden und Sozialpartnern auf europäischer und nationaler Ebene hingewirkt hat. Der Widerstand der Verbände wurde zudem von der Bundesregierung und dem Bundestag sowie vom Europäischen Parlament unterstützt. Die Anwendung der Solvency-II-Eigenmittelvorgaben auf die betriebliche Altersvorsorge hätte viele Einrichtungen der betrieblichen Altersvorsorge sowie die dahinterstehenden Arbeitgeber überfordert und einen erheblichen Schaden für die betriebliche Altersvorsorge bedeutet. Mehr Sicherheit für die Betriebsrenten wäre mit einem Eigenmittelregime nach Solvency II nicht geschaffen worden. Die BDA drängt nun gegenüber der EU-Kommission darauf, jetzt auch endgültig und unmissverständlich von den Eigenmittelvorgaben nach Solvency II Abstand zu nehmen, um die Unternehmen und ihre Versorgungseinrichtungen von der noch bestehenden Unsicherheit zu befreien. Zudem hat sie bereits darauf hingewiesen, dass die betrieblichen Versorgungswerke bei der nunmehr vor allem auf Vorgaben zum Risikomanagement und zu Berichtspflichten beschränkten Überarbeitung der Pensionsfondsrichtlinie nicht mit unnötiger Bürokratie belastet werden.
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Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Soziale Sicherung > Betriebliche A  ltersvorsorge



KURZ NOTIERT BDA-Bürokratieabbauvorschläge umgesetzt Mit dem Gesetz zur Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfallkassen (BUK-NOG) werden konkrete BDA-Vorschläge zum Bürokratieabbau von der Bundesregierung aufgegriffen und umgesetzt. Zu begrüßen ist vor allem, dass Arbeitsbescheinigungen heute nur noch bei Bedarf und nicht mehr bei jeder Beendigung eines Arbeitsverhältnisses auszustellen sind und Arbeits- und Nebeneinkommensbescheinigungen künftig elektronisch von den Arbeitgebern übermittelt werden können. Besonders wichtig ist auch die Streichung der ursprünglich geplanten drastischen Ausweitung der Betriebsprüfungen zur Künstlersozialabgabepflicht. Ausweitung der Krankenkassenaufsicht schränkt Rechte der Selbstverwaltung ein Die Regierungskoalition hatte in das Gesetzgebungsverfahren zur dritten Arzneimittelnovelle einen Änderungsantrag eingebracht, wonach Vorstandsverträge der Krankenkassen zu ihrer Wirksamkeit die vorherige Zustimmung der Aufsichtsbehörde benötigen. Von den Krankenkassen wurde dieser Antrag in einer gemeinsamen Erklärung kritisiert, weil durch diesen Genehmigungsvorbehalt der Handlungsspielraum der Selbstverwaltung weiter eingeschränkt würde. Die BDA hat gemeinsam mit dem DGB die Erklärung der Krankenkassen unterstützt. Die Mitglieder der Selbstverwaltung gehen verantwortungsvoll mit den Beitragsmitteln um, so dass es keinen Anlass für eine Gesetzesänderung gibt. Wäre es anders, müssten und könnten die Aufsichtsbehörden schon heute gegen die veröffentlichten und damit transparenten Vorstandsgehälter einschreiten.



Krankenhaussektor braucht Strukturreform Insgesamt rd. 1 Mrd. € zusätzlich sollen die Krankenhäuser in diesem und dem kommenden Jahr aus den Mitteln der gesetzlichen Krankenversicherung erhalten. Dies hat der Bundestag am 14. Juni 2013 beschlossen. Die BDA hat sich im Gesetzgebungsverfahren kritisch zu den geplanten Mehrausgaben geäußert und stattdessen eine wirksame Strukturreform gefordert. Die Daten der OECD und des Statistischen Bundesamts belegen, dass im Krankenhaussektor noch immer medizinisch nicht notwendige Überkapazitäten existieren. Diese Überkapazitäten gilt es abzubauen, anstatt ihren Fortbestand auf Kosten der Beitragszahler zu erhalten. Geplante Änderung der Arbeitsstätten verordnung belastet Betriebe unnötig Im April 2013 hat das Bundesarbeitsministerium einen Referentenentwurf zur Änderung der Arbeitsstättenverordnung vorgelegt. Die BDA hat gemeinsam mit dem BDI zu diesem Entwurf Stellung genommen und kritisiert, dass dieser an vielen Stellen über den derzeitigen Regelungsbereich der Arbeitsstättenverordnung hinausgeht und damit die Betriebe unnötig belastet. Insbesondere die Ausweitung des Anwendungsbereichs der Verordnung auf Telearbeitsplätze hätte für die Arbeitgeber erhebliche finanzielle und organisatorische Auswirkungen zur Folge. Auch für die Beschäftigten würde diese Änderung zu Nachteilen führen, da damit zu rechnen ist, dass Arbeitgeber Telearbeit angesichts der nur schwer erfüllbaren Vorgaben der Arbeitsstättenverordnung nicht mehr in dem Maße wie heute unterstützen werden. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf würde damit erschwert.



ist der Erlass einer Anti-Stress-Verordnung mit weitreichenden Anforderungen zur Arbeitsgestaltung und -organisation, verpflichtender Gesundheitsförderung sowie deutlichen Ausweitungen der Mitbestimmung. Von den Regierungsparteien wird ein Bedarf an weiteren gesetzlichen Regelungen verneint. Die BDA lehnt eine derartige Verordnung ebenfalls nachdrücklich ab, da im geltenden Arbeitsschutzrecht ausreichende Regelungen vorhanden sind, um arbeitsbedingten Gefährdungen der psychischen Gesundheit entgegenzuwirken. Präventionsgesetz droht trotz Kritik in Kraft zu treten Der Bundestag wird voraussichtlich am 27. Juni 2013 das „Gesetz zur Förderung der Prävention“ beschließen. Es droht damit noch im Juli in Kraft zu treten, wenn es nicht noch vom Bundesrat am 5. Juli 2013 gestoppt wird. Das Gesetz wurde im Laufe des Verfahrens nicht nur von der Opposition, sondern auch von den Krankenkassen, der BDA und vielen weiteren Institutionen scharf kritisiert. Die Finanzierung der zusätzlich geplanten Präventionsmaßnahmen wird mit dem Gesetz allein den Krankenkassen aufgebürdet, indem diese zu höheren Präventionsausgaben verpflichtet werden, während Bund und Länder sich ihrer Verantwortung entziehen. Ordnungspolitisch fragwürdig ist insbesondere die Vorgabe, dass die Krankenkassen die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung mit einer Zwangsabgabe i. H. v. 35 Mio. € jährlich finanzieren müssen.



Psychische Gesundheit bei der Arbeit – Opposition fordert Anti-Stress-Verordnung Von den Fraktionen CDU/CSU und FDP, SPD, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen sind Anträge zur Förderung der psychischen Gesundheit bei der Arbeit und zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit der Erwerbstätigen gestellt worden. Zentraler Punkt der Anträge der Oppositionsparteien
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TARIFPOLITIK Weitere Abschlüsse im ersten Tarifhalbjahr 2013 Am 14. Mai 2013 einigten sich die Tarifpartner der Metall- und Elektroindustrie (M+E) nach einer konstruktiven Tarifrunde auf einen Pilotabschluss für die Branche. Arbeitgeberpräsident Prof. Dr. Hundt wertete das Ergebnis als fairen Tarifabschluss. Die zweistufige Entgeltanhebung von 3,4 % zum Juli 2013 und 2,2 % zum Mai 2014 sei aufgrund der langen Laufzeit von 20 Monaten und zweier Nullmonate zu Beginn wirtschaftlich noch vertretbar. Angesichts der unterschiedlich ausgeprägten Konjunkturlage innerhalb der M+E-Branche werde dieser Abschluss zwar viele Betriebe enorm belasten. Insgesamt bietet der Tarifvertrag den Betrieben aber vor allem lange Planungssicherheit und ist deshalb ein wichtiger Beitrag zur konjunkturellen Entwicklung. In vergleichbar wirtschaftlich verkraftbaren Rahmen bewegen sich weitere jüngst getroffene Tarifvereinbarungen. In der Bauwirtschaft wurden bei einer Laufzeit von 13 Monaten und einem anfänglichen Nullmonat die Entgelte (West) um 3,2 % (April 2013) erhöht. Die Tariflohnanhebung um 4 % in Ostdeutschland sowie die bis 2017 stufenweise Annäherung des West/Ost-differenzierten Mindestlohns I ist ein wichtiger Schritt zur Angleichung der unterschiedlichen Tariflohnniveaus, die bis 2022 erfolgen soll. In einem wettbewerbsfähigen Kostenrahmen bewegt sich das Mitte April beschlossene Tarifergebnis der Kautschukindustrie und der IG BCE. Bei einer Laufzeit von 14 Monaten steigen die Tariflöhne um 2,1 % zum Mai 2013 und 1,1 % zum Januar 2014, wobei die zweite Entgeltstufe durch Betriebsvereinbarung bis zum Mai 2013 vorgezogen werden kann. Weniger ausgeglichen und begleitet von z. T. ausufernden Warnstreiks verliefen die Tarifverhandlungen mit ver.di z. B. bei der Deutsche Post AG und der Deutsche Lufthansa AG. So einigten sich die Tarifpartner für die Postbeschäftigten am 26. April 2013 auf einen 26 Monate laufenden Tarifvertrag, der nach vier Nullmonaten eine zweistufige Entgeltanhebung von 3,1 % zum August 2013 und 2,6 % zum
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Oktober 2014 vorsieht. Ein erstmals nach unterschiedlichen Geschäftsfeldern differenziertes Tarifergebnis erzielte am 1. Mai 2013 die Deutsche Lufthansa AG für ihr Bodenpersonal. Während einer Gesamtlaufzeitzeit von 26 Monaten steigen die Tarifentgelte bereichsdifferenziert nach sechs bzw. neun Nullmonaten zweistufig um 1,5 % bzw. 2,4 % in 2013 und 1,5 % bzw. 2,3 % in 2014. Insgesamt zeichnen die bisherigen Tariflohnabschlüsse 2013 ein differenziertes Bild, das frei ist von tarifpolitischen Geleitzügen. Nullmonate und lange Laufzeiten dienen dazu, Belastungen abzufedern und Planungssicherheit zu gewährleisten. Viele Branchen, wie z. B. der zurzeit verhandelnde Einzelhandel, benötigen zur Erhaltung ihrer Wettbewerbsfähigkeit zudem die von der BDA stets geforderte Ausweitung betrieblicher Gestaltungsspielräume, wie z. B. im Bereich der Arbeitszeit. Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Themen A–Z > Tarifverhandlungen



Allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn Die FDP hat sich auf ihrem außerordentlichen Bundesparteitag Anfang Mai 2013 in Nürnberg für weitere dezentral vereinbarte Branchenmindestlöhne auf der Basis von Tarifverträgen ausgesprochen. Dafür sollen die bestehenden gesetzlichen Instrumente „überarbeitet und besser aufeinander abgestimmt werden“. Einen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn, wie ihn SPD und Bündnis 90/Die Grünen fordern, lehnt die FDP weiterhin strikt ab. Zeitgleich hat die Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in ihrer „Würzburger Erklärung“ die Forderung nach einer allgemeinen verbindlichen Lohnuntergrenze in den Bereichen ohne bestehende Tariflöhne bekräftigt. Sie spricht sich zudem dafür aus, die Regelungen zur Allgemeinverbindlicherklärung nach dem Tarifvertragsgesetz zu erleichtern und hierbei insbesondere das bisher notwendige 50 % Quorum abzuschaffen.



Als Reaktion auf den FDP-Bundesparteitag begrüßte Arbeitgeberpräsident Prof. Dr. Hundt, dass die FDP an der Ablehnung eines allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns festhält und ausdrücklich tariflichen Regelungen den Vorzug gibt. Denn in Branchen, in denen es keine Tarifverträge gibt, kann schon heute nach dem Mindestarbeitsbedingungengesetz ein branchenbezogener Mindestlohn festgesetzt werden. Eine Überarbeitung dieses Gesetzes wäre ein möglicher Weg, das Verfahren praktikabler zu machen. Problematisch ist dagegen die von der FDP angedachte Öffnung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes. Das bestehende Tarifvertragsgesetz bietet eine ausreichende Möglichkeit zur Erstreckung von tariflichen Mindestlöhnen und sichert zugleich notwendig und angemessen das Verhältnis von negativer und positiver Koalitionsfreiheit. Eine Aufweichung der gesetzlichen Voraussetzungen der Allgemeinverbindlicherklärung, insbesondere des 50 % Quorums, lehnt die BDA deshalb ab. Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Themen A–Z > Mindestlohn



KURZ NOTIERT Arbeitszeitentwicklung 2012 – Arbeitszeitprognose 2013 Nachdem die Wochenarbeitszeit 2012 von 38,05 Stunden (2011) auf 37,96 Stunden (2012) gesunken ist, wird sie den Prognosen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zufolge dieses Jahr im Zuge der konjunkturellen Aufhellung auf 38,08 Stunden ansteigen. Die bezahlten Überstunden sowie die Salden der Arbeitszeitkonten, die konjunkturbedingt 2012 jeweils um eine Stunde zurückgingen, werden aufgrund steigender Kapazitätsauslastung der Unternehmen in 2013 voraussichtlich wieder steigen (Überstunden +1,2 Std.; Arbeitszeitkontensaldo +0,7 Std.). Diese Schwankungen zeigen die von der BDA stets hervorgehobene Bedeutung der Arbeitszeit flexibilität in Zeiten konjunktureller Unabwägbar-



keiten, die in vielen Branchen noch ausgeweitet werden muss. Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Themen A–Z > Arbeitszeit Mindestlohnverordnung für das Maler- und Lackiererhandwerk in Kraft Am 1. Mai 2013 trat die Siebte Verordnung über zwingende Arbeitsbedingungen im Maler- und Lackiererhandwerk vom 24. April 2013 in Kraft. Der bundesweite Mindeststundenlohn für „Ungelernte Arbeitnehmer“ beträgt nun 9,90 €, der für „Gelernte Arbeitnehmer (Gesellen)“ in den westdeutschen Bundesländern (inklusive Berlin) 12,15 €. Diese auf Grundlage des § 7 Arbeitnehmer-Entsendegesetz ergangene Verordnung tritt am 30. April 2014 wieder außer Kraft. Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Themen A–Z > Arbeitnehmer-Entsendegesetz Weitere Branchenzuschlagstarifverträge in der Zeitarbeitsbranche in Kraft Nachdem Anfang April die Branchenzuschlagstarifverträge für Zeitarbeit im Schienenverkehrsbereich, in der Textil- und Bekleidungsindustrie sowie in der Holz und Kunststoff verarbeitenden Industrie in Kraft getreten sind, folgte am 1. Mai 2013 die Vereinbarung für Überlassungen in die Papier, Pappe und Kunststoffe verarbeitenden Industrie. Die BDA begrüßt die Entscheidung der zuständigen Tarifpartner der Zeitarbeit, nach Einsatzbranchen differenziert die Entgelte der Zeitarbeitnehmer stufenweise an die der Stammarbeitnehmer heranzuführen. Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Themen A–Z > Zeitarbeit
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BILDUNG MINT-Arbeitskräftelücke Die MINT-Arbeitskräftelücke belief sich im April 2013 auf 118.600 Personen, davon jeweils die Hälfte mit akademischem und beruflichem Abschluss. Während die Engpässe bei Personen mit akademischen MINT-Qualifikationen bis zum Jahr 2020 durch den deutlichen Anstieg bei den Studierendenzahlen – auch ein Erfolg der vielen wirtschaftsseitigen MINT-Initiativen – weniger dramatisch ausfallen dürften, entwickeln sich die Engpässe bei den beruflich qualifizierten MINT-Kräften zu einer Wachstumsbremse. Das Institut der deutschen Wirtschaft (IW) Köln geht davon aus, dass deutlich mehr Fachkräfte in Rente gehen, als aus dem System der beruflichen Bildung nachrücken. Bezogen auf diesen Ersatzbedarf ergibt sich bis zum Jahr 2020 eine Lücke von etwa 600.000 Fachkräften. Hinzu kommt im gleichen Zeitraum ein ungedeckter Expansionsbedarf von weiteren rd. 800.000 Beschäftigten im MINT-Bereich. Insgesamt könnte die Lücke im Bereich der beruflich Qualifizierten bis zum Ende des Jahrzehnts damit auf rd. 1,4 Mio. MINT-Fachkräfte anwachsen. Bei den MINT-Akademikern kann voraussichtlich der Ersatzbedarf gedeckt werden, der Expansionsbedarf jedoch nur teilweise. Ohne zusätzliche Maßnahmen zur Arbeitskräftesicherung wird die Lücke bis zum Jahr 2020 auf rd. 150.000 fehlende MINT-Akademiker anwachsen. Die BDA wird sich für die Fortsetzung des erfolgreichen politischen Kurses zur Stärkung des Angebots an MINT-Akademikern einsetzen. Im beruflichen Bereich jedoch sind die Anstrengungen aller Akteure weiter zu stärken. Zum einen sollten die von der Bundesregierung auf Drängen der BDA kürzlich geschaffenen, voraussichtlich zum 1. Juli 2013 in Kraft tretenden Möglichkeiten zur Zuwanderung auch von nicht akademischen Fachkräften gerade in diesem Bereich konsequent genutzt werden. Zum anderen sind die Potenziale der jungen Menschen ohne abgeschlossene Berufsausbildung zu erschließen. Viele Unternehmen versuchen bereits heute, durch Nachqualifizierungsangebote Fachkräf-
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tesicherung zu betreiben. Ferner sind modulare Angebote zur Berufsausbildung auszubauen und Teilqualifizierungen anzubieten. Darüber hinaus ist es weiterhin vorrangiges Ziel, die Zahl der Studienabbrecher zu verringern. Den Studierenden, die ein MINT-Studium trotzdem abbrechen, sollten bessere Informationen über berufliche Perspektiven, Bildungsgänge und Anrechnungsmöglichkeiten in der beruflichen Bildung zur Verfügung stehen. Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Themen A–Z > MINT



Starke Schulen In Zeiten des Fachkräftemangels sind die Betriebe mehr denn je auf Schulabgänger mit Ausbildungsreife angewiesen. Schulen sollen den Jugendlichen mitgeben, was sie an Grundbildung und Kompetenzen brauchen. Berufsorientierung ist mittlerweile in allen Bundesländern fest verankert als schulische Aufgabe. Doch es zeigen sich Qualitätsunterschiede in Bezug auf die systematische Vorgehensweise der Schulen, die aktive Begleitung in die Ausbildung, die Kooperation mit den Berufsschulen und vor allem mit den Betrieben vor Ort. Individuelle Förderung – auch schwacher Schüler – wird inzwischen überall proklamiert, aber vielen Schulen fehlen die Instrumente. Neue und gewaltige Aufgabe ist die Inklusion in Form des gemeinsamen Unterrichts von Kindern mit und ohne Behinderung. Starke Schulen dagegen meistern diese Herausforderungen vorbildlich, andere sehen sich dabei oft alleingelassen. Mit dem Wettbewerb „Starke Schule“ von BDA, Hertie-Stiftung, Bundesagentur für Arbeit und Deutsche Bank Stiftung werden solche Schulen gezielt als Vorbilder ausgezeichnet, die ihre Schützlinge erfolgreich zur Ausbildungsreife führen und in Ausbildung vermitteln. Am 5. Juni 2013 wurden im Jüdischen Museum Berlin feierlich die Preise durch Bundespräsident Joachim Gauck verliehen. Die Hauptschule in München-Neuaubing auf Platz 1 hat einen Mig-



rantenanteil von 90 % und erreicht für alle einen Abschluss sowie für über 50 % einen Ausbildungsplatz. Damit wird deutlich gemacht, dass auch Schulen in schwieriger Lage durch ihre pädagogische Arbeit die Ausbildungsreife sichern können. Mit dem Sonderpreis „Stark durch Vielfalt“ zeigt die BDA, wie die Arbeit mit behinderten Kindern gelingen kann. Die Analyse der Schulkonzepte schlägt sich in den politischen Positionierungen der BDA nieder. Nähere Informationen zur www.starkeschule.ghst.de



Initiative



unter



KURZ NOTIERT 60 Jahre SCHULEWIRTSCHAFT Das Netzwerk SCHULEWIRTSCHAFT besteht seit 60 Jahren. 1953 wurde der erste Arbeitskreis in Niedersachsen gegründet. Inzwischen gibt es mehr als 440 regionale Arbeitskreise bundesweit. Die zweitägige Fest- und Vernetzungsveranstaltung findet am 30. September und 1. Oktober 2013 im Haus der Deutschen Wirtschaft in Berlin statt. Es werden mehr als 350 Gäste aus dem bundesweiten Netzwerk sowie Förderer aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft erwartet. Nähere Informationen unter w  ww.schulewirtschaft.de Jahresreport 2012 der Stiftung der Deutschen Wirtschaft Die Stiftung der Deutschen Wirtschaft (sdw) hat ihren Jahresreport 2012 vorgelegt. Insgesamt förderte die sdw im Jahr 2012 rd. 4.550 Schülerinnen und Schüler, Auszubildende, Studierende und Promovierende in zehn verschiedenen Bildungsprogrammen. Printexemplare des Reports können per E-Mail bei Christian Lange, Leitung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit (c.lange@sdw. org), bestellt werden. Unter www.sdw.org/downloads gibt es die Online-Fassung des Berichts.
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EUROPA UND INTERNATIONALES Richtlinienvorschlag zur Berichtspflicht über Informationen nicht finanzieller Art und zu Diversity Die EU-Kommission hat am 16. April 2013 einen Richtlinienvorschlag zur Offenlegung von nichtfinanziellen Informationen und zur Diversity-Politik von Unternehmen vorgelegt. Mit diesem Vorschlag werden zwei Vorhaben von Binnenmarktkommissar Michel Barnier umgesetzt, die seit drei Jahren intensiv und sehr kontrovers diskutiert wurden. Die BDA spricht sich entschieden gegen diesen Vorschlag aus. Dem Vorschlag zufolge müssen Unternehmen im Lagebericht nichtfinanzielle Angaben zu Umwelt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelangen machen, zur Achtung der Menschenrechte sowie zu Antikorruptions- und Bestechungsaspekten. Hierzu müssen die Unternehmenspolitik, Ergebnisse, mögliche Risiken und das Risikomanagement dargelegt werden. Wenn ein Unternehmen keine Unternehmenspolitik zu diesen Punkten eingeführt hat, muss es eine Erklärung hierfür abgeben. Der Vorschlag greift für Unternehmen ab 500 Beschäftigten und bedeutet de facto eine europäische Berichtspflicht zu Corporate Social Responsibility (CSR). Darüber hinaus sollen für börsennotierte Gesellschaften Angaben zur vielfältigen Besetzung von Verwaltungs-, Leitungsund Aufsichtsorganen verpflichtend werden. Dabei müssen Aspekte wie Alter, Geschlecht, geografische Vielfalt und Bildungs- und Berufshintergrund abgedeckt werden. In der Erklärung sollen die Ziele der Diversitätspolitik, die Art und Weise der Umsetzung und die erzielten Ergebnisse offengelegt werden. Wenn es keine Diversitätspolitik im Unternehmen gibt, dann muss dies stichhaltig begründet werden. Die BDA wird sich gegenüber dem Europäischen Parlament (EP) und Rat dafür einsetzen, dass sie einer europäischen CSR-Berichtspflicht für Unternehmen eine klare Absage erteilen. Da CSR das freiwillige gesellschaftliche Engagement von Unternehmen beschreibt, sollte auch die Berichterstattung darüber freiwillig bleiben.
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Europapolitische Initiativen zur Jugendbeschäftigung Das Thema „Jugendbeschäftigung“ steht weiterhin oben auf der beschäftigungspolitischen Agenda. Sowohl seitens der EU-Institutionen als auch im Rahmen des G20-Prozesses wurde eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, die den Austausch über duale Berufsausbildungsmodelle fördern sollen. Die Europäischen Sozialpartner haben sich indes im April 2013 auf konkrete Handlungsempfehlungen zur Verbesserung der Jugendbeschäftigung geeinigt. Im Paket zur Jugendbeschäftigung vom Dezember  2012 hat die EU-Kommission angekündigt, eine Europäische Ausbildungsallianz ins Leben zu rufen, um die Qualität und das Angebot von Ausbildungsstellen zu verbessern und um nationale Partnerschaften für duale Berufsausbildungssysteme zu fördern. Diese Europäische Ausbildungsallianz wird am 3. Juli 2013 bei der Veranstaltung „WorldSkills“ in Leipzig offiziell lanciert. Im Rahmen des G20-Prozesses haben die in der B20 („Business 20“) Arbeitsgruppe für Beschäftigung vertretenen Arbeitgeberverbände es sich zum Ziel gesetzt, unter russischer Präsidentschaft eine „Global Apprenticeships Alliance“ zu etablieren. Diese soll ebenfalls den Austausch von „Best Practices“ im Bereich Berufsausbildung sowie internationale Partnerschaften von Unternehmen in diesem Bereich fördern. Die BDA bringt hierzu die positiven Erfahrungen mit dem deutschen dualen Ausbildungssystem und flexiblen Beschäftigungsformen ein. Zudem haben sich die Europäischen Sozialpartner im April 2013 auf einen Aktionsrahmen Jugendbeschäftigung geeinigt. Mit dem Aktionsrahmen werden Mitgliedstaaten, EU-Institutionen, Arbeitsverwaltungen und nationale Sozialpartner zur Umsetzung konkreter Maßnahmen aufgefordert, um eine spürbare Verbesserung der Jugendbeschäftigung zu erzielen. Die vereinbarten Handlungsvorschläge reichen dabei von Informationskampagnen über Maßnahmen zur Förderung der Mobilität junger Leute bis hin zur Stärkung der Rolle der Sozialpartner oder Strukturreformen.



KURZ NOTIERT Debatte über Reformkurs in Europa und Deutschland EU-Kommissar Oettinger hat sich mit klaren Worten zum Reformkurs in Europa geäußert. In vielen europäischen Ländern müssten Reformen konsequent angepackt werden. Auch Deutschland dürfe nicht aufhören, seine Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. Arbeitgeberpräsident Prof. Dr. Hundt hat sich in die Debatte eingebracht. Die mahnenden Worte von EU-Kommissar Oettinger seien ein Weckruf zur rechten Zeit. Nur wenn die EU ihre Integration vertiefe und ihre globale Wettbewerbsfähigkeit verbessere, könne sie als Global Player mit China und den USA mitagieren. Deutschland sei angesichts der Staatsverschuldung kein Musterschüler, die angekündigten Wahlgeschenke gingen in die völlig falsche Richtung. Die EU-Kommission hat kürzlich selbst mit der jährlichen Vorlage ihrer länderspezifischen Empfehlungen die Probleme der Mitgliedstaaten benannt. Konferenz zur dualen Ausbildung in Brüssel mit BDA-Experten Vor dem Hintergrund einer alarmierend hohen Jugendarbeitslosenquote in Europa hat die BDA gemeinsam mit Schwesterverbänden aus Österreich (IV), Dänemark (DA), den Niederlanden (VNO-NCW) und der Schweiz (SAV) die Initiative „Skilled Youth – Competitive Europe“ ins Leben gerufen. Am 25. April 2013 diskutierten im Rahmen einer Konferenz in Brüssel Berufsbildungsexperten aus verschiedenen Mitgliedstaaten mit Vertretern der europäischen Institutionen über die Erfolgsfaktoren der dualen Ausbildung. Die BDA konnte über die guten Erfahrungen mit der dualen Ausbildung in Deutschland berichten. Deutlich wurde jedoch, dass kein Bildungssystem in ein anderes Land „exportiert“ werden kann und soll. Für die Umsetzung ist es entscheidend, die grundlegenden Erfolgsfaktoren der dualen Ausbildung herauszuarbeiten und mit bereits bestehenden Systemen der Zielländer einzeln oder in Kombination zu verknüpfen.



Die BDA wird diese Veranstaltungsreihe im Rahmen der Initiative „Skilled Youth – Competitive Europe“ fortsetzen. Entsendung von Arbeitnehmern: Beratungen im EP und im Rat stocken Europäisches Parlament (EP) und Rat suchen bisher vergeblich nach einem Kompromiss zum Richtlinienentwurf für eine bessere Durchsetzung der Arbeitnehmer-Entsenderichtlinie. Strittig sind dabei die Frage, wie der Kontrollkatalog zur Einhaltung der Entsenderichtlinie aussehen soll, und die Einführung einer Generalunternehmerhaftung in der Bauwirtschaft. Im EP ist die ursprünglich für März 2013 angesetzte Abstimmung im federführenden Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten bereits mehrfach verschoben worden. Auch im Rat stocken die Beratungen. Die BDA setzt sich gegenüber Abgeordneten und dem Rat dafür ein, dass in Deutschland existierende Kontrollen zukünftig weiter praktiziert werden können. Arbeitgeber erzielen wichtigen Erfolg bei Neuausrichtung der ILO Auf der europäischen Regionalkonferenz der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) in Oslo konnten die Arbeitgeber einen wichtigen Erfolg auf dem Weg der Neuausrichtung der ILO erzielen. Sie haben erreicht, dass die Abschlusserklärung – anders als in der ILO bislang üblich – kurz, konkret und handlungsorientiert ausgefallen ist und dass darin wichtige Botschaften zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit durch Haushaltskonsolidierung und strukturelle Reformen sowie zur Schaffung eines förderlichen Umfelds für Unternehmen verankert sind.
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WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT Vermögensbesteuerung



Nationales Reformprogramm 2013



Die von SPD und Bündnis 90/Die Grünen vorgelegten Pläne zur Wiedererhebung einer Vermögensabgabe oder Vermögensteuer schaden dem Standort Deutschland massiv. Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung gehen von einer zusätzlichen Steuerlast von fast 12 Mrd. € pro Jahr aus. Diese steuerliche Belastung würde vor allem Betriebsvermögen treffen und kann sogar den Fortbestand von Unternehmen aufs Spiel setzen.



Die EU-Kommission hat der Bundesregierung Ende Mai 2013 Empfehlungen für Reformen in Deutschland übermittelt. Damit antwortet sie auf das von Deutschland vorgelegte Nationale Reformprogramm (NRP) 2013, das die im Rahmen der EU-2020-Strategie erzielten Fortschritte bei der Umsetzung europäischer und nationaler Verpflichtungen darlegt.



Die BDA hat sich wiederholt und entschieden gegen jede Form einer Vermögensabgabe oder Vermögensteuer gewandt. Gemeinsam mit sieben weiteren Spitzenverbänden der deutschen gewerblichen Wirtschaft hat die BDA zudem ein Positionspapier zu den schädlichen Wirkungen einer Vermögensbesteuerung vorgelegt. Darin wird anhand von Beispielen die zusätzliche Steuerlast für Unternehmen dargelegt. Zusammen mit den Ertragsteuern würde eine Vermögensbesteuerung zu einer unverhältnismäßig hohen Belastung der Unternehmen führen – bis hin zu einem Substanzverzehr. Dabei fällt die Belastung durch die Vermögensteuer umso höher aus, je geringer der unternehmerische Ertrag ist. Auch bei einer Begrenzung der Vermögensbesteuerung auf 35 % des Gewinns, wie von den Grünen vorgeschlagen, würde die steuerliche Belastung für Personenunternehmen in der Spitze auf 87 % steigen. Dies ginge zwangsläufig zulasten von Innovationen, Zukunftsinvestitionen und damit der Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe. Zudem ist das Betriebsvermögen oftmals in den Unternehmen gebunden und in Form von Maschinen, Anlagen etc. für die Produktion zwingend erforderlich. Damit steht das Vermögen der Unternehmen in vielen Fällen zur Zahlung einer Vermögensteuer oder -abgabe gar nicht zur Verfügung. Auch halten die vorliegenden Konzepte zur Vermögensbesteuerung einer verfassungsrechtlichen Prüfung nicht stand. Dies gilt vor allem auch für eine Vermögensabgabe. Denn diese lässt das Grundgesetz nur in notstandsartigen Situationen zu, die derzeit nicht vorliegen. Die BDA wird sich daher weiterhin entschieden gegen die Wiedererhebung einer Vermögensabgabe oder Vermögensteuer aussprechen.
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Die BDA hält die Mehrzahl der länderspezifischen Empfehlungen der EU-Kommission an Deutschland für zielführend. Sie greifen Kritikpunkte auf, die auch die BDA in ihrer Stellungnahme zum Entwurf des NRP an die Bundesregierung adressiert hatte. So empfiehlt die EU-Kommission u. a. Aktivierungs- und Integrationsmaßnahmen für Langzeitarbeitslose. Solche Maßnahmen hält auch die BDA für wichtig. Sie sollten aber auf das gesamte Erwerbspersonenpotenzial zielen. Ebenso wie die BDA fordert die EU-Kommission die Senkung der Belastung des Faktors Arbeit und die Abschaffung von Fehlanreizen für Zweitverdiener. Bedenklich ist die Haltung der Kommission gegenüber flexibler („atypischer“) Beschäftigung. Fälschlicherweise erachtet sie flexible Beschäftigungsformen offenbar per se für nicht nachhaltig. Dabei ist erwiesen, dass flexible Beschäftigungsformen wie Zeitarbeit, Befristungen, Teilzeit und Minijobs gerade Menschen mit Integrationsschwierigkeiten am Arbeitsmarkt den Einstieg in Beschäftigung erleichtern. Dies ist die Grundlage dafür, dass ein späterer beruflicher Aufstieg gelingen kann. Die Antwort der EU-Kommission vom 29. Mai 2013 auf das von der Bundesregierung verabschiedete deutsche NRP 2013 bildet die Grundlage für die neuen länderspezifischen Empfehlungen des Rats der Europäischen Union an Deutschland. Die BDA wird weiter darauf drängen, dass Deutschland seine nationalen und europäischen Verpflichtungen strikt einhält, um seinen Beitrag für Stabilität, Wachstum und Beschäftigung in Europa zu leisten. Nähere Informationen unter www.arbeitgeber.de > Presse > Stellungnahmen



KURZ NOTIERT BDA im Gespräch mit dem Sachverständigenrat Anlässlich der diesjährigen Anhörung beim Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung empfing Arbeitgeberpräsident Prof. Dr. Hundt die fünf Wirtschaftsweisen am 17. Mai 2013 zu einem Meinungsaustausch in der BDA. Im Vorfeld der Entstehung des Jahresgutachtens interessierten sich die Wirtschafts experten besonders für Positionen der BDA zu Fragen aus den Bereichen Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung. Die BDA nutzte die Gelegenheit u. a., um für die Unterstützung bei der Wiederherstellung der Tarifeinheit durch gesetzliche Regelungen zu werben. Handlungsbedarf bei sozialer Eingliederung und Sozialschutz unverändert Das Bundesarbeitsministerium hat den Antwortentwurf der Bundesregierung an die EU-Kommission im Rahmen der Sozialberichterstattung 2013 vorgelegt. In ihrer Stellungnahme zum Entwurf sieht die BDA unverändert Handlungsbedarf. So sollten u. a. die Bedeutung flexibler Beschäftigungsformen zur Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit stärker hervorgehoben und unnötige Reglementierungen abgebaut werden. Ferner sind die Rolle von Frauen im Erwerbsleben und positive Aspekte der Frauenerwerbstätigkeit stärker zu betonen und der Arbeitsmarktzugang für Asylsuchende und Geduldete zu erleichtern.



es um materiellen Wohlstand, Teilhabe und Ökologie im Land steht. Ebenfalls untersucht wurde die Frage, wie eine zukunftsfähige Arbeitswelt ausgestaltet werden soll. Die BDA hatte im Zuge der Vorbereitung des Berichts Stellung zu diesem Themenblock bezogen. Der Bericht ist im Arbeitgeberportal unter „Themen plus“ zu finden. Informationsgehalt des Tarifverdienstindex verbessert Das Statistische Bundesamt hat den Informationsgehalt der durchschnittlichen Entwicklung der Tarifverdienste verbessert. Zu den wichtigsten Neuerungen gehören die Berücksichtigung von Sonderzahlungen, Beamtenbesoldung, Teilzeitbeschäftigung sowie die Berechnung von Monats- und Quartalsergebnissen. Zudem können Wirtschaftszweige zusammengefasst oder Angaben für den öffentlichen Dienst mit und ohne Beamte berechnet werden. Diese Neuerungen entsprechen der Forderung der BDA, das Verhältnis zwischen Auskunftsbelastung und Informationsgehalt von Statistiken zu verbessern. Wo es eine verbesserte Methodik oder veränderte Verhältnisse erlauben, soll die Statistikbelastung reduziert werden.



Enquete-Kommission fordert neuen Maßstab zur Wohlstandsmessung Die Enquete-Kommission, die Anfang 2011 ihre Arbeit mit dem Ziel aufgenommen hatte, u. a. über das BIP hinausgehende neue Indikatoren zur Messung von Wohlstand vorzulegen, hat am 15. April 2013 ihren Abschlussbericht vorgelegt. Darin schlägt sie einen Indikatorensatz vor, der über zehn Leitindikatoren wie Einkommensverteilung oder Beschäftigungsquote messen soll, wie
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Veranstaltungen Bildungsgerechtigkeit ist möglich! Podiumsdiskussion am 26. Juni 2013 Mehr als 2.000 Stipendiaten fördert der Studienkompass, der von der Stiftung der Deutschen Wirtschaft, der Accenture-Stiftung und der Deutsche Bank Stiftung 2007 gegründet wurde. Alle Stipendiaten sind die ersten in ihrer Familie, die ein Studium aufnehmen. Fünf der erfolgreichen Absolventen laden am 26. Juni, 19.00 Uhr, in die Kulturbrauerei Berlin ein. Unter dem Titel „Bildungsgerechtigkeit ist möglich!“ diskutieren sie u. a. mit Prof. Jutta Allmendinger Ph.D. (Wissenschaftszentrum Berlin), Marlehn Thieme (Rat für Nachhaltige Entwicklung) und Prof. Dr. Dieter Timmermann (Deutsches Studentenwerk). Mehr Informationen und die Möglichkeit zur kurzfristigen Anmeldung gibt es auf w ww.2000malZukunft.de



10. Gründerkongress am 31. Oktober/ 1. November 2013 Mit dem diesjährigen Schwerpunktthema „Gründung – no risk, no fun?“ greift der Kongress „Herausforderung Unternehmertum“ der Stiftung der Deutschen Wirtschaft und der Heinz Nixdorf Stiftung ein Thema auf, das alle Startup-Unternehmer und Entrepreneurs bewegt: Unsicherheitsfaktoren sind fester Bestandteil beim Gründen, ist Risiko dennoch kalkulierbar? Ist Scheitern das Ende oder Chance für Neues? Mit einer Podiumsdiskussion, Vorträgen und interaktiven Workshops bietet der Kongress allen Gründungsinteressierten wieder spannende Impulse. Weitere Informationen in Kürze auf www.herausforderung-unternehmertum.de und unter www.facebook.com/Herausforderung Unternehmertum
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2. Berliner Forum Wirtschaft & Gesundheit Am 9. September 2013 wird unter der Schirmherrschaft von Arbeitgeberpräsident Prof. Dr. Hundt das 2. Berliner Forum Wirtschaft & Gesundheit stattfinden. Kurz vor der Bundestagswahl werden maßgebliche Akteure aus Politik, Wissenschaft und Wirtschaft Bilanz aus der Gesundheitspolitik der laufenden Legislaturperiode ziehen und einen Ausblick auf die Anforderungen der nächsten Legislaturperiode werfen sowie die politische Richtung der BDA verdeutlichen. Der Auftritt wird unter www.wirtschaftsforum-gesundheit.de dokumentiert.



Informationsdienste und Publikationen Die Publikationen der BDA können unter www.arbeitgeber.de > Broschüren bzw. unter www.arbeitgeber.de > Newsletter abonniert werden. Zusätzlich besteht die Möglichkeit, die Publikationen kompakt und argumente stets aktuell auf Ihrer Homepage einzubinden. Bei Inte resse wenden Sie sich bitte an [email protected]. kompakt: Der Dienst kompakt gibt auf einem Blatt einen schnellen Einstieg in ein Thema, informiert über die Positionen der Arbeitgeberverbände sowie über Dienstleistungen, Veranstaltungen und Publikationen der BDA. Darüber hinaus werden die direkten Ansprechpartner genannt, an die sich unsere Mitglieder mit Fragen wenden können. argumente: Die Publikation argumente greift aktuelle Themen und Behauptungen aus der öffentlichen Debatte auf. Sie gibt auf einem Blatt prägnante inhaltliche, mit Zahlen unterlegte Hilfestellung für Gespräche, Vorträge und Diskussionen und stattet die Vertreter von Mitgliedsverbänden und Unternehmen mit Argumenten und Botschaften der Arbeitgeber aus. euro-info: Im euro-info liegt der Schwerpunkt auf der Darstellung und Bewertung der Entwicklungen der europäischen Sozialpolitik. Abonnenten aus Wirtschaft, Politik und Wissenschaft im deutschen Sprachraum schätzen die komprimierten und aktuellen Informationen. Soziale Selbstverwaltung: Die „Soziale Selbstverwaltung“ informiert umfangreich und mit vielen Hintergründen über aktuelle Entwicklungen in der sozialen Sicherung. Selbst Experten finden hier noch Neues und Wissenswertes. Leistung und Lohn: Die Zeitschrift „Leistung und Lohn“ greift aktuelle Themen aus dem Bereich der Arbeitswirtschaft sowie angrenzender Themengebiete auf. Sie wendet sich vornehmlich an Experten aus Unternehmen, Arbeitgeberverbänden und wissenschaftlichen Institutionen. Die Zeitschrift erscheint drei- bis viermal jährlich und kann abonniert werden. Publikationen: Jährlich wird über die Arbeit der BDA und ihre Positionen im Geschäftsbericht ausführlich berichtet. Die Broschüren der BDA und der Walter-Raymond-Stiftung stehen unter www.arbeit geber.de zur Bestellung als Paperback bzw. als Download zur Verfügung.
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BDA-Tarifarchiv: Das BDA-Tarifarchiv erfasst und dokumentiert umfassend das laufende Tarifgeschehen. Dadurch kann die BDA ihren Mitgliedern ein breit gefächertes Serviceangebot zur Verfügung stellen, das von der Bereitstellung von Tarifverträgen über das Arvid-Netzwerk bis hin zu tarifpolitischen Analysen und Auswertungen reicht. Durch die Ausführung spezieller Rechercheaufträge oder die bedarfsspezifische Erstellung von Übersichten kann die BDA auch individuell auf die Bedürfnisse ihrer Mitglieder eingehen. Das BDA-Tarifarchiv ist auf die Mithilfe der Mitgliedsverbände angewiesen und daher immer offen für Vorschläge, Informationen und Zuarbeiten durch die Mitglieder. Das BDATarifarchiv ist unter [email protected] erreichbar. BDA-Tarifnachrichten: In den Tarifnachrichten gibt die BDA mehrmals im Jahr Auskunft über die aktuellen tarifpolitischen Entwicklungen. Sie stellen die neuesten Tarifabschlüsse kurz und prägnant dar und geben eine Übersicht zu den Forderungen der aktuellen und künftigen Tarifverhandlungen. Die BDA-Tarifnachrichten sind somit eine gute Orientierungshilfe für unsere Mitglieder zur Vorbereitung ihrer Tarifverhandlungen.



www.arbeitgeber.de Rund



108.000



Nutzer haben im Zeitraum von Januar bis Mitte Juni 2013 den BDA-Internetauftritt besucht. Dabei gab es insgesamt mehr als 295.000 Seitenzugriffe.



Die Anzahl der „Follower“ auf Twitter ist bis Mitte Juni auf über 1.470 gestiegen.
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BDA | Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände Die BDA ist die sozialpolitische Spitzenorganisation der gesamten deutschen gewerblichen Wirtschaft. Sie vertritt die Interessen kleiner, mittelständischer und großer Unternehmen aus allen Branchen in allen Fragen der Sozial- und Tarifpolitik, des Arbeitsrechts, der Arbeitsmarktpolitik sowie der Bildung. Die BDA setzt sich auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene für die Interessen von 1 Mio. Betriebe ein, die 20 Mio. Arbeitnehmer beschäftigen und die der BDA durch freiwillige Mitgliedschaft in Arbeitgeberverbänden verbunden sind. Die Arbeitgeberverbände sind in den der BDA unmittelbar angeschlossenen 51 bundesweiten Branchenorganisationen und 14 Landesvereinigungen organisiert.



BDA | Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände Mitglied von BUSINESSEUROPE Hausadresse: Breite Straße 29 | 10178 Berlin Briefadresse: 11054 Berlin T +49 30 2033-1070 F +49 30 2033-1075 [email protected] www.arbeitgeber.de Stand: 20. Juni 2013
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